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Der Großbrand in Lengerich - aus Sicht 
der Verwaltung 

- Erfahrungen und Konsequenzen -

I. Einleitung 

Ein Großbrand an sich ist angesichts 
der Fülle der täglichen Schreckensmel­
dungen im Weltgeschehen nichts Beson­
deres, niemand - außer den unmittelbar 
Betroffenen - würde sich dafiir interes­
sieren. 

Im Fall Lengerich war dies anders. 
Der fast dreitägige Großbrand in 

Lengerich hat ein großes Medienecho 
und politisches Echo in Bund und Land 
hervorgerufen, da er von der Menge der 
einbezogenen Kunststoffe, der Brand­
dauer und den Ausbreitungsbedingun­
gen ein Sonderfall war. Von tickenden 
Dioxin-Zeitbomben im Zusammen­
hang mit den immer zahlreicher entste­
henden Kunststoffhalden war die Rede. 

Bei und nach diesem Brand wurden 
umfangreiche Untersuchungen durch­
gefiihrt, woraus sich Erkenntnisse fiir 
zukünftige Fälle ableiten lassen. Die 
Landesregierung NRW sah sich deshalb 
veranlaßt, zusammen mit der Stadt 
Lengerich eine umfangreiche Doku­
mentation herauszugeben. 

11. Daten und Fakten zum Einsatzablauf 

Im Verlaufe des Einsatzes waren ins­
gesamt 9 Freiwillige Feuerwehren, 
2 Berufsfeuerwehren und 2 Werksfeuer­
wehren mit zeitweise bis zu 318 Feuer­
wehrkräften, die Polizei mit 26 Fahrzeu­
gen und 70 Beamten sowie das D RK mit 
50 Fahrzeugen und bis zu 147 Hilfskräf­
ten und das THW mit 12 Fahrzeugen 
und 72 Hilfskräften im Einsatz. Zur 
Brandbekämpfung wurden ca. 15 Mill. 
Liter Wasser aus dem öffentlichen Was­
sernetz, 3 Löschwasserteichen und 
einem natürlichen Gewässer entnom­
men. Ferner wurden 22000 Liter 
Schaumrnittel, gut 3000 Liter Treibstoff 
und eine Vielzahl von Filtem und Prüf­
röhrchen verbraucht. 

Die Brandmeldung erfolgte am 
4. Oktober 1992 um 1.29 Uhr. Der Feuer­
wehreinsatz dauerte beinahe 2 1/ 2 Tage. 
Erst am 6. Oktober gegen 7.00 Uhr 
konnte der Einsatzleiter endgültig 
"Feuer aus" melden. Danach erfolgten 
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bis 18.00 Uhr noch einige Nachlöschar­
beiten. In der Zwischenzeit standen die 
sehr gut zusammenarbeitenden Feuer­
wehreinsatzkräfte vor einer ihrer schwer­
sten Belastungen. Beim Eintreffen der 
Feuerwehr am Brandort brannte eine 
größere Werkhalle, die bis unter das 
Dach mit zu recycelnden Kunststoffen 
gefüllt war, in voller Ausdehnung. Die 
Grundfläche der Halle betrug 64 x 46 m. 
Des weiteren brannten bereits auch 
große Mengen Kunststoffe auf dem der 
Halle vorgelagerten Freigelände. Insge­
samt lagerten auf dem Gelände etwa 
5000 t Kunststoffe verschiedenster Art, 
insbesondere Produktionsreste und Aus­
schußware, die nach den Feststellungen 
der Staatsanwaltschaft vorsätzlich in 
Brand gesetzt wurden. Eine Trafostation 
und ~in Heizöltank mitten in der Brand­
steIle waren extrem gefahrdet. Darüber 
hinaus war ein Übergreifen des Feuers 
auf die benachbarte Fabrik Bischof & 
Klein, dem zweitgrößten Unternehmen 
in Lengerich mit etwa 1.600 Beschäftig­
ten, zu befürchten. Aufgrund dieser 
Situation . wurden alle verfügbaren 
Kräfte durch die KreisleitsteIle in 
Rheine alarmiert. 

35 Einsatzkräfte mußten aufgrund 
akuter Beschwerden wie Reizungen der 
Atemwege, starker Husten, Hautreizun­
gen im Gesichtsbereich etc. meist für 
2 Tage stationär im Ev. Krankenhaus 
Lengerich behandelt werden. 

Von Beginn an wurden kontinuier­
lich im Brandrauch Schadstoffmessun­
gen durchgefiihrt. Die Messungen erga­
ben am Morgen des 4.10.1992 zwischen 
7.00 und 8.00 Uhr Chlorwasserstoffge­
halte in der Luft von 5,2 ppm (parts per 
million). Eine Konzentration, die über 
dem sog. MAK-Wert (maximale Arbeits­
platzkonzentration) lag und bei der 
damit eine Gefährdung der Bevölkerung 
in der angrenzenden Wohnbebauung 
nicht mehr auszuschließen war. Ange­
sichts dieser Sachlage ordnete die Stadt 
Lengerich auf dringende Empfehlung 
der Einsatzleitung, beraten durch Vertre­
ter des staatlichen Gewerbeaufsichtsam­
tes und der Landesanstalt fiir Immis­
sionsschutz an, daß aus Vorsorgegrün­
den eine Evakuierung der Bewohner der 
im Einwirkungsbereich der Raucpent­
wicklung gelegenen Häuser geboten war. 
Für die etwa 900 zu evakuierenden 
Personen stand die Dreifachsporthalle 
in einer Entfernung von etwa 1 km nörd­
lich des Brandherdes zur Verfiigung. 
Während des Tages hielten sich mehrere 
hundert Personen in der Turnhalle auf. 
Die Mehrzahl decbetroffenen Personen 
konnte über Nacht jedoch privat unter­
kommen. 

Gegen 15.00 Uhr traf Umweltmini­
ster Matthiesen am Brandort ein und 
bot jedwede notwendige Unterstützung 
durch die Landesstellen an. Um ein 
etwaiges Gefahrdungspotential durch 

Bild 1: Große Mengen Kunststoff brennen mit starker Rauchentwicklung auf dem 
Freigelände. 



Dioxine und Furane abklären zu kön­
nen, wurde die Gesellschaft fiir Analytik 
(GfA) in Münster mit entsprechenden 
Untersuchungen in Innemäumen, an 
Arbeitsplätzen und im Außenbereich 
beauftragt. Das Chemische Landes­
untersuchungsamt Münster übernahm 
die Aufgabe, den Weideaufwuchs, ver­
schiedene Nahrungspflanzen und Kuh­
milch zu beproben. 

Am Nachmittag des 4.10.1992 waren 
sich alle Experten von Land, Regie­
rungspräsident und Kreis, ausgehend 
von der Prognose der Brandfachleute in 
der Einsatzleitung einig, daß der Brand 
am Abend gelöscht sein würde und eine 
Fortsetzung der Evakuierung nicht 
mehr notwendig sei. Die Aufhebung der 
Evakuierung erfolgte vor dem Hinter­
grund der stark nachgelassenen Chlor­
wasserstofIkonzentrationen. Das Risiko­
potential einer möglichen Dioxinfreiset­
zung wurde nach den bis dahin vorlie­
genden Erkenntnissen als nicht so hoch 
eingestuft, daß weitere Zwangsmaßnah­
men zu rechtfertigen seien. Den betroffe­
nen Anwohnern wurde daher mitgeteilt, 
daß aus lufthygienischen Gründen keine 
Bedenken mehr bestehen, in die Woh­
nungen zurückzukehren. Ihnen wurden 
vorsorgliche Verhaltensregeln in einem 
Mitteilungsblatt der Stadtverwaltung an 
die Hand gegeben. Dazu zählten u. a. , 
im Freien lagerndes oder noch nicht 
ab geerntetes Obst und Gemüse bis zum 
Vorliegen weiterer Informationen nicht 
zum menschlichen oder tierischen Ver­
brauch zu nutzen, vorläufig Kinder nicht 
in Sandkästen spielen zu lassen und 
Milchvieh von der Weide zu nehmen. 
Aufgrund der noch ausstehenden Unter­
suchungsergebnisse von Rauchablage­
rungen wurde unter dem Gesichtspunkt 
der Vorsorge auch weiterhin die Mög­
lichkeit angeboten, Unterkunft und Ver­
pflegung in der Dreifachsporthalle in 
Anspruch zu nehmen. 

Die Einschätzung, daß der Brand am 
Abend gelöscht sein würde, erwies sich 
leider als falsch. In der Nacht zum 
5. Oktober 1992 kam es zu einem erneu­
ten Aufflackern des Brandes, fast in ähn­
licher Ausdehnung wie zuvor. 

Es zeigte sich, daß der endgültige 
Löscherfolg auch unter massivem Ein­
satz von Löschlanzen und Schaummit­
teln nicht zu erreichen war. So entschied 
die Einsatzleitung, das Brandgut mit 
Unterstützung der Nachbarfeuerwehren 
und unter dem Einsatz von Fahrzeugen, 
Geräten und Personal des Technischen 
Hilfswerkes sowie Privatunternehmen 
umzusetzen, abzulöschen und mit einer 
etwa 1 m hohen Sandschicht sowie 
zusätzlich mit Folien abzudecken. 

Bis dahin mußten die betroffenen 
Anwohner mehrfach per Lautsprecher­
durchsagen und durch schriftliche Mit­
teilungen der Stadtverwaltung dazu auf­
gerufen werden, Fenster und Türen 

Bild 3: Trotz massivem Einsatz von Schaummitteln konnte kein schnellerLöscheljo!g 
erzielt werden. 

geschlossen zu halten und schließlich 
sogar angesichts einer verstärkten 
Rauchentwicklung den Einwirkungsbe­
reich weiträumig zu meiden. In der Fol­
gezeit wurde hinsichtlich der empfohle­
nen Schutzmaßnahmen zwischen 
einem Nahbereich I und einem weniger 
belasteten Bereich 11 differenziert. Am 
Abend des 5. Oktober 1992 wurde in 
Übereinstimmung mit vielen Experten 
unter Vorsorgegesichtspunkten die drin­
gende Empfehlung ausgesprochen, den 
Nahbereich I fiir die nächsten 2 Tage, bis 
zum Vorliegen weiterer Untersuchungs­
ergebnisse zu meiden. Eine Gesund­
heitsgefäbrdung konnte angesichts der 
über Tage anhaltenden Verschwelung 
und Verbrennung von Kunststoffen, dar­
unter auch große Mengen PVC, nicht 
mehr völlig ausgeschlossen werden. 

Diese Befiirchtung bestätigte sich in den 
Analysen der verschiedenen Wischpro­
ben erfreulicherweise nicht, so daß am 
Abend des 7. Oktobers Lengerich wieder 
aufatmen konnte und auch der Medien­
spuk sehr schnell ein Ende fand. Das 
Ausmaß der Schäden wurde vor allem 
durch die starke Salzsäureeinwirkung 
bestimmt, welche auch bei den Reini­
gungsarbeiten der Bürger in den Folge­
tagen noch Probleme aufWarf (Verätzun­
gen, brennende Augen, Kopfschmerzen 
etc.). 

Insgesamt entstand ein Sachschaden 
von etwa 25 Mio DM. Es wurden über 
300 Schadstoffanalysen durchgefiihrt, 
z. B. Bodenproben, Luftproben, Innen­
raumwischproben, Wasserproben, 
Untersuchungen von Obst, Gemüse, 
Backwaren, Milch, Nahrungs- und Fut-
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terpflanzen, Untersuchungen der Feuer­
wehrkleidung und Beprobung der 
Brandrückstände. Darüber hinaus 
wurde bei 26 Personen, die besonders 
dem Brandrauch ausgesetzt waren, ein 
analytisches Untersuchungsprogramm 
mit der Bestimmung des Dioxin-/ 
Furangehaltes im Blutfett durchgeflihrt. 

Die Meßergebnisse haben schließ­
lich bestätigt, daß es bei dem Brand in 
Lengerich zu keiner gesundheitlich rele­
vanten Dioxin-Belastung der Einsatz­
kräfte und der betroffenen Anwohner 
gekommen ist. 

Vergleichsweise stärker schadstoffbe­
lasteten Rasenflächen und Steckrüben­
blättern wurde mit besonderen Maßnah­
men begegnet. Die Rasenflächen wur­
den kurzgeschoren und das Schnittgut 
wie auch die Steckrübenblätter geson­
dert entsorgt. Eine erneute Beprobung 
der besonders exponierten Rasenflä­
chen ergab im Frühjahr 1993 Werte im 
allgemeinen Hintergrundbereich. Ober­
irdisch wachsende Gemüsesorten und 
Obst aus dem Maßnahmenbereich I 
wurden ebenfalls einer gesonderten Ent­
sorgung zugeführt. Die betroffenen 
Häuser wurden durch Fachfirmen gerei­
nigt, die Versicherer - hier in besonde­
rem Umfang die Provinzial - haben flir 
eine kulante Regulierung gesorgt 

~l;l;~ 

III. Erfahrungen der Verwaltung 
Die Zusammenarbeit mit der Ein­

satzleitung der Feuerwehr und den ver­
schiedenen Wehren untereinander ver­
lief reibungslos. 

Einer Unterstützung durch die Ver­
waltung bedurfte es nur in Ausnahme­
fällen. So mußte dem Stadtbrandmeister 
Rückendeckung bei der Frage gegeben 
werden, ob zugunsteri eines schnelleren 
Löscherfolgs zwei einsturzgefährdete 
Wände der ausgebrannten Halle abgeris­
sen werden könnten, obgleich die Staats­
anwaltschaft unter dem Aspekt ihrer 
Ermittlungen zur Brandursache ein 
Veto dazu eingelegt hatte. Maßnahmen 
zur Gefahrenabwehr haben in solchen 
Fragestellungen stets den absoluten Vor­
rang. 

Im Bereich der Kläranlage mußten 
die städtischen Mitarbeiter Tag und 
Nacht Hand in Hand mit den Fachleu­
ten des Kreises und des Staatlichen 
Amtes für Wasser und Abfallwirtschaft 
sich immer wieder neue Lösungen ein­
fallen lassen, um die Probleme mit dem 
kontaminierten und zum Teil übersäuer­
ten Löschwasser in den Griff zu bekom­
men. Zeitweise war die Biologie in der 
Kläranlage erheblich gefährdet, so daß 
dann der Einlauf in die Kläranlage 
geschlossen werden mußte. Das Lösch­
wasser wurde in einem Regenüberlauf­
becken aufgefangen, mit Natronlauge 
neutralisiert und später dosiert der Klär­
anlage zugeführt. 

Bild 4 und 5: Die Einsatzkräfte der Feuerwehr müssen immer wieder aufflackernde 
Glutnester ablöschen. 

Die Mitarbeiter des Ordnungsamtes 
hatten mit allen Maßnahmen zur Gefah­
renabwehr bis hin zur Evakuierung alle 
Hände voll zu tun. Bei der Betreuung der 
evakuierten Anwohner wurden sie ver­
stärkt durch die Mitarbeiter des Sozial­
amtes. Das Schulverwaltungsamt mußte 
sich um Fragen der teilweisen Schlie­
ßung von Schulen, Belegung von Sport­
hallen und Klassenräumen kümmern. 
All dies sind Dinge, die auch von einer 
Kleinstadtverwaltung geleistet werden 
konnten. Erwähnt sei insoweit allenfalls 
das Problem, daß nach 2 1/2 Tagen eines 
beinahe rund um die Uhr andauernden 
Einsatzes viele Mitarbeiter völlig 
erschöpft waren. Irisoweit bietet es sich 
an, die umliegenden Städte und 
Gemeinden um Persönalhilfe zu bitten. 

Zwei besondere Problemstellungen 
flir die Verwaltung sind aber hervorzu­
heben: 

Eines der Hauptproblerne bestand 
darin, aus der Komplexität der Situation 
und aus der Fülle von Informationen 
und Bewertungsfragen heraus den rich­
tigen Entscheidungsweg vorzugeben. 
Dazu ein Beispiel: 

Montagabend, 5. Oktober 1992, tagte 
im Lengericher Rathaus eine Runde von 
Experten aus den verschiedenen Landes­
ämtern der beteiligten Fachbehörden 
und namhafte Toxikologen. In dieser 
Runde sollten die ersten Meßergebnisse 
zu Dioxinen und Furanen erörtert und 
das weitere Vorgehen beraten werden. 
Die Ergebnisse aus dem Brandrauch 
vom Morgen des Vortages betrugen 
etwa das Einhunderttausendfache der 
sonst üblichen Hintergrundbelastung 
bezüglich Dioxine und Furane 
(PCDD/F). Über diesen Wert 5,2 ng 
ITE/cbm Luft, gab es unterschiedliche 
Einschätzungen. 



Einige Experten waren der Auffas­
sung, daß dies bei Kunststoffbränden 
ein durchaus üblicher Wert sei und die 
getroffen~n Verhaltensempfehlungen 
ausreichend seien. Andere Experten wie­
derum - darunter Toxikologen - moch­
ten angesichts der seit über2 Tage anhal­
tenden Verschwelung und Verbrennung 
von Kunststoffen und PVC-haltigen 
Materialien eine Gesundheitsgefahr­
dung durch den überall im Maßnah­
mengebiet anzutreffenden Schmier-und 
Rußfilm, auch in den Wohnungen und 
Gebäuden, nicht ausschließen. Ange­
sichts dieser Sachlage mußte sich die 
Entscheidung am Vorsorgemaßstab ori­
entieren. In Übereinstimmung mit vie­
len Experten wurde daher in einer 
schriftlichen Mitteilung der Stadtverwal­
tung festgehalten, daß erhebliche Dio­
xinmengen durch den Brand freigesetzt 
wurden, deren Ausbreitung weiter unter­
sucht werde. Nach dem derzeitigen 
Erkenntnisstand könne eine Gesund­
heitsgefährdung der Bürger in dem 
betroffenen Gebiet nicht völlig ausge­
schlossen werden. Unter dem Gesichts­
punkt der Vorsorge werde den Bürgern 
im Nahbereich I dringend empfohlen, 
sich für die nächsten 2 bis 3 Tage, bis 
zum Vorliegen weiterer Untersuchungs­
ergebnisse, in diesem Gebiet einschließ­
lich der Wohnräume nicht mehr aufzu­
halten. 

Diese dringende Empfehlung wurde 
ausgesprochen wohl wissend, welcher 
unangenehme Medienrummel auf Len­
gerich hereinbrechen würde. Zwei Tage 
später, nach Vorliegen der Meßergeb­
nisse aus den Rauchablagerungen in den 
Innenräumen, konnte Entwarnung gege­
ben werden. Bei der Verkündung in der 
Dreifachsporthalle vor über 1500 Bür­
gern konnte man spüren, daß sie alle ob 
dieser Werte erleichtert waren. Niemand 
unter ihnen wäre auf den Gedanken 
gekommen, der Verwaltung ein zu vor­
sichtiges Handeln vorzuhalten. Viele 
hatten nach den zwischenzeitlichen 
Informationen verstanden, daß unter 
dem Gesichtspunkt der Gesundheitsvor­
sorge erst einmal die Laboranalysen von 
Staub, Schmierfilm etc. hinsichtlich 
Dioxine und Furane abgewartet werden 
mußten. 

Als zweiter Punkt hervorzuheben ist 
derThemenkomplex, der von der Verwal­
tung den beinahe größten Einsatz erfor­
derte: Die Information der Bürger und 
der Medien. 

An dieser Stelle ist vorauszuschicken, 
daß eine Kleinstadtverwaltung - so auch 
in Lengerich - regelmäßig nicht auf die 
Dienste eines Pressesprechers zurück­
greifen kann. Die Öffentlichkeitsarbeit 
wird vom Hauptamt oder vom Verwal­
tungschef selbst wahrgenommen. Aber 
wer ist schon auf den Ansturm von über 
10 Fernsehteams und mehr als 100 Jour­
nalisten aus ganz Europa vorbereitet? 

Bild 6 und 7: Das Brandgut wurde nach dem Umsetzen mit schwerer Technik zum 
Ablöschen mit einer ca. 1 m hohen Sandsch icht und teilweise mit Folien abgedeckt. 

Es bietet sich hier an, zwischen der 
Information der Bürger und der Informa­
tion der Medien zu differenzieren. Was 
die Information der Bürger in Lengerich, 
inbesondere der betroffenen Anwohner 
anbelangt, so ist in dieser Zeit ein enor­
mer Einsatz erfolgt. Die Informations­
politik der Stadtverwaltung war von 
Beginn an davon geprägt, möglichst 
umfassend und offen über Geschehen, 
Analysen und Bewertungen zu infor­
mieren. Anknüpfend an den Grundsatz, 
das eigene Handeln stets an dem Prinzip 
der Vorsorge auszurichten, wurden 
zunächst die betroffenen Bürger infor­
miert und erst in zweiter Linie die Vertre­
ter der Medien. Beredte Zeugnisse dafür 
sind die zahlreichen Mitteilungsblätter 
der Stadtverwaltung mit Informationen 
und Handlungsempfehlungen, die in 
den ersten zwei Tagen sogar von den 
Mitarbeitern der Verwaltung an jeden 
Haushalt im Maßnahmenbereich ver­
teilt wurden, um den ins Auge gefaßten 

Adressatenkreis auch wirklich zu errei­
chen. Dabei muß auch berücksichtigt 
werden, daß ausländische Mitbürger, die 
deutsche Sprache möglicherweise nicht 
beherrschen. 

Die wesentlichen Empfehlungen in 
den ersten Tagen lauteten: 
- Kinder sollten in den betroffenen 

Gebieten bis auf weiteres nicht im 
Freien spielen 

- im Freien lagerndes oder auch nicht 
abgeerntetes Obst und Gemüse aus 
diesem Bereich sollten weder ver­
zehrt noch geerntet werden. 
Futterpflanzen aus diesen Bereichen 
sollten bis auf weiteres nicht beerntet 
und verfüttert werden 

- Milchvieh sollte sofort von der Weide 
genommen werden 

- Inhaber von Privatbrunnen sollten 
auf die Nutzung des Wassers als 
Trinkwasser vorerst verzichten 
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- Reinigungsarbeiten zur Entfernung 
von Brandrückständen sollten bis 
zum Vorliegen weiterer Untersu­
chungsergebnisse unterbleiben 

- Unter dem Gesichtspunkt der Vor­
sorge sollte der Nahbereich I bis zum 
Vorliegen weiterer Untersuchungser­
gebnisse gemieden werden 

Die Informationen und Empfehlungen 
der Verwaltung sollten dazu dienen, eine 
angemessene, von Vorsicht geprägte Ein­
stellung den Folgen des Großbrandes 
gegenüber zu gewinnen und das indivi­
duelle Schutzverhalten am Empfeh­
lungskatalog ausrichten zu können. Die 
Mitteilungsblätter erfüllten gleichzeitig 
auch den Zweck, alle Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der Verwaltung auf dem 
aktuellen Informationsstand zu halten. 

Nur so konnte der rund um die Uhr 
eingerichtete Telefondienst der Verwal­
tung seinen Zweck erfullen. Darüber 
hinaus konnten die Mitteilungsblätter 
auch der ständig wachsenden Zahl der 
Medienvertreter als Informationsquelle 
zur Verfugung gestellt werden. 

Die dritte Säule der Information 
neben den Mitteilungsblättern und dem 
Telefondienst bildeten 3 große Bürgerin­
formationsveranstaltungen in der Drei­
fachsporthalle . Bis zu 1.500 Personen 
besuchten jeweils diese großen Informa­
tionsveranstaltungen. Die betroffenen 
Bürger sollten in dieser schwierigen 
Situation gerade nicht mit ihrer Angst 
und den auf sie einstürmenden Medien­
vertretern allein gelassen werden. Die 
Verwaltung wurde bei dieser Art der offe­
nen und sachlichen Information stets 
von den Experten der beteiligten Behör­
den und Landesinstitutionen unter­
stützt. Viele Emotionen konnten schon 
nach kurzer Zeit abgebaut werden. 
Gerade die umfassende und offene Infor­
mation hat dazu beigetragen, daß die 
betroffenen Bürger mit großer Mehrheit 
Vertrauen zu den Mitteilungen und 
Handlungen der Verwaltung entwickelt 
haben. Alle Meßergebnisse etc. konnten 
in der Umweltleitstelle von jedermann 
eingesehen werden. Darüber hinaus 
wurden nahezu alle Ergebnisse auch in 
den Mitteilungsblättern derStadtverwal­
tung schriftlich fixiert. 

Bei einer Bürgerinformation hat man 
es nicht mit "dem Bürger" zu tun, 
sondern die Reaktionen und Verhaltens­
weisen sind verständlicherweise sehr 
unterschiedlich. Viele sind stark verunsi­
chert und verängstigt, andere wiederum 
nehmen auch die dringendsten Empfeh­
lungen nicht ernst, so daß eine ganze 
Reihe von Personen zum Teil aus 
Bequemlichkeit, zum Teil auch um 
Hund, Katze und Kanarienvogel weiter 
zu betreuen, in dem betroffenen Maß­
nahmen bereich I in ihren Wohnungen 
verblieben sind und den Aufrufen der 
Verwaltung nicht Folge geleistet haben. 

Hinsichtlich der Informationsaufbe­
reitung und des Kontaktes mit den 
Medien gab es auch einige Schwachstel­
len.Nachdem das Reizwort Dioxin gefal­
len war, brach über Lengerich in den 
nächsten zwei Tagen geradezu eine 
wahre Medienflut herein. Die Verwal­
tungsarbeit wurde dadurch erheblich 
beeinträchtigt, die Telefonzentrale war 
zwei Tage lang blockiert. Statt der vor­
handenen 10 Leitungen hätte man in 
dieser Zeit ein Vielfaches benötigt. Dar­
über hinaus erwies es sich als sehr hin­
derlich, dem Informationsbedürfnis der 
verschiedenen Rundfunk- und Fernseh­
sender jeweils Rechnung zu tragen. Hier 
wäre die frühzeitige Hinzuziehung 
von Medienreferenten/Pressesprechern 
anderer Behörden und Organisationen 
zur Unterstützung der örtlichen 
Medienarbeit sinnvoll gewesen. 

Um auch die zeitliche Inanspruch­
nahme in Grenzen zu halten, erscheint 
ein noch stärkeres Hinwirken auf 
gemeinsame Pressekonferenzen unum­
gänglich, auch um die Einheitlichkeit 
der Aussagen zu wahren. 

An dieser Stelle ist anzumerken, daß 
in der regionalen Presse die sachliche 
Information eindeutig im Vordergrund 
stand, während in den überregionalen 
Medien schnell, bisweilen auch vor­
schnell, Vergleiche zu weltweit bekann­
ten Umweltkatastrophen ersten Ranges 
gezogen wurden. 

Als Fazit ist festzuhalten : Die Öffent­
lichkeitsarbeit muß gut organisiert und 
strukturiert sowie von dem Grundsatz 
getragen sein "Information schafft Ver­
trauen". Für die offene Informationspoli­
tik hat die Verwaltung in Lengerich viel 
Anerkennung und Lob erhalten, Nach­
ahmung kann daher empfohlen werden. 

Es gibt auch keine Alternative. Will 
man erreichen, daß die eigene betroffene 
Bevölkerung Vertrauen in das Handeln 
und die Information der Verwaltung 
faßt, ist eine rasche, kompetente und 
offene Information unumgänglich. 

IV. Schlußfolgerungen aus dem Groß­
brand Lengerich 
- Abschließend kann festgestellt wer­
den, daß durch die Verschwelung großer 
Kunststoffmengep Schadstoffe in nicht 
unerheblichem Umfang freigesetzt wur­
den, aber - bezogen auf die unvermeid­
bare lebenslange Dioxinaufnahme des 
Menschen - nur eine relativ geringe 
Dioxinbelastung erfolgt ist und alle auf­
grund der Dioxinbelastung ergriffenen 
Maßnahmen Vorsorgecharakter hatten. 
Hinsichtlich der fachgerechten Lage­
rung von Kunststoffen setzte sehr rasch 
bundesweit eine Diskussion ein mit 
dem Ziel , eine Trennung von PVC und 
anderen Kunststoffen zu erreichen 
sowie maximale Größen einzelner 
Lagerfelder mit ausreichenden Mindest-

abständen als Minimalforderungen 
durchzusetzen. 

Der Großbrand Lengerich hat auch 
gezeigt, daß es Schadensereignisse gibt, 
die zwar keine Katastrophe im Sinne von 
§ 1 Abs. 2 KatasSchG NW sind - so hat 
auch hier der Kreis Steinfurt das Vorlie­
gen einer Katastrophe in diesem Sinn 
verneint-, bei denenjedoch die Notwen­
digkeit zu einem schnellen und koordi­
nierten Handeln mehrerer Stellen 
besteht. Die Koordination der verschie­
denen Behörden und Vorgehensweisen 
war in Lengerich nicht immer ganz ein­
fach , zum al der Einfluß der vor Ort Ver­
antwortlichen auf andere Behörden -
z. B. Kreispolizeibehörde, staatliches 
Gewerbeaufsichtsamt, um nur wenige 
zu nennen - sehr begrenzt ist. 

Aus diesen Erfahrungen heraus hat 
die Landesregierung am 24. 1l. 1992 die 
Einrichtung einer "Koordinierungs­
gruppe fur Großschadensereignisse 
unterhalb der Katastrophenschwelle" 
unter Federfuhrung des Innenministers 
beschlossen. Daneben wird das "Infor­
mations- und Kundenkommunikations­
system gefährliche und umweltrelevante 
Stoffe" (IGS) ausgebaut. Es ist dialog­
fähig und wird auf den Informationsbe­
darf verschiedener Anwendungsberei­
che konzipiert. 

Aufgrund des Lengebeher Großbran­
des wird auch die bestehende Hand­
lungshilfe fur die Vorgehensweise bei 
Dioxin-Verunreinigungen aktualisiert. 
Dieser vom Ministerium für Umwelt, 
Raumordnung und Landwirtschaft 
NRW neugefaßte Leitfaden fur die Vor­
gehensweise bei akuten Dioxin-Scha­
densfällen soll allen Verantwortlichen 
vor Ort bei der Entscheidung und Beur­
teilung von akuten Schadensfällen Hilfe­
stellung geben. Der Entwurf des Leit­
fadens enthält vier Abschnitte: 
- Beispielhafte Darstellung von Scha-

densHillen 
- Operationeller Teil 
- Probennahme und Analysetechnik 
- Bewertung. 

Auch auf lokaler Ebene wurde eine 
erste Konsequenz gezogen . Um die 
bestehende Lücke zwischen den klassi­
schen Einsatzmaßnahmen der Feuer­
wehrund den Maßnahmen im Katastro­
phenfall zu schließen, ist in der Verwal­
tung eine Dienstanweisung für den 
"Mobilen Einsatzstab" (MES) erarbeitet 
worden. Im Vordergrund steht hjerbei 
die Abwehr möglicher gesundheitlicher 
Gefahren für die Bevölkerung und die 
Minderung von Beeinträchtigungen fur 
die Umwelt. Die Dienstanweisung ent­
hält eine Aufgabenbeschreibung und 
eine detaillierte Auflistung der Zusam­
mensetzung des MES . Die Aufgaben 
und Zuständigkeiten sind den einzelnen 
Mitgliedern genau zugeordnet. In dem 
ergänzenden Alarmplan ist der Ablauf 
der Meldewege dargestellt. 



Im Anhang sind alle denkbaren Fach­
dienststellen und Institutionen mit Ruf­
nummern aufgelistet, um so durch eine 
Art Checkliste die rechtzeitige Hinzuzie­
hung von Experten zu gewährleisten. 

v. Zusammenfassung 

1.: 
Möglichst rasche Bildung eines 

Krisenstabes in der Verwaltung entspre­
chend vorher ausgearbeiteter Einsatz­
pläne; dabei die Unterstützung durch 
Experten anderer Behörden einfordern, 
insbesondere wenn es um besondere 
Schadstoffmessungen und die Bewer­
tung von Meßergebnissen geht, z. B. die 
toxikologische Bewertung. 

2.: 
Die notwendigen Entscheidungen 

z. B. Warnungen an die Bevölkerung, 
Verhaltensmaßregeln, Evakuierung 
stets am Maßstab der Vorsorge ftir 
Leben und Gesundheit ausrichten. 

3.: 
Von Anfang an eine offene Informa­

tionspolitik betreiben, u. U. unter Einbe­
ziehung besonderer Gruppierungen 
(Bürgerinitiativen/Greenpeace) . Denn 
nur durch umfassende Information 
schafft man Vertrauen. 

Bild 8 und 9: Offene Tnjormations­
politik im Rahmen einer Bürgerinjorma­
tionsveranstaltung 

1. Historisches 
Der Deutsche Dom wurde nach Ent­

würfen von Martin Grüneberg unter 
Friedrich dem II. von 1701 bis 1708 
gebaut, damals noch ohne Turm. Auf der 
gegenüberliegenden Seite entstand die 
Französische Kirche. Unter Friedrich 
dem Großen erfolgte eine Umgestaltung 
des Platzes. Der Baumeister Karl von 
Gontard entwarf ftir beide Tempel 
Türme. Mitten im Bau stürzte der Turm 
des Deutschen Doms 1781 ein. Mit dem 
erneu~en Bau wurde sofort begonnen. 

Dipl.-Ing. Reimund Roß, 
Brandoberrat, 
Berliner Feuerwehr 

Der Dombrand 
Reimund Roß 

Die Geschichte des Deutschen Doms 
kennt mehrere schicksalsträchtige Tage, 
so brannte am 16. September 1929 zum 
ersten Mal die Kuppel. Die Holzverscha­
lung wurde bei Reparaturarbeiten in 
Brand gesetzt. Mit 5 Löschzügen 
kämpfte die Feuerwehr gegen die Flam­
men. 

Im II. Weltkrieg brannte der Dom 
1943 nach Bombenangriffen völlig aus. 
In diesem teilweise zerstörten und aus­
gebrannten Zustand blieb der Bau bis 
1984. 

Unter der damaligen Regierung 
wurde mit dem Wiederaufbau begon­
nen. Nach der Deutschen Einheit ging 
das Gebäude in das Eigentum der Stadt 
Berlin über. 32 Mill. DM wurden seit 
1990 ftir die Rekonstruktion ausgegeben. 

In Verbindung mit dem Französi­
schen Dom und dem Schauspielhaus 
bildet der Deutsche Dom das historisch 
bedeutsame Ensemble am Gendarmen­
markt in Berlins Mitte. 

2. Das Schadenobjekt 
Der Deutsche Dom besteht aus 

2 Bauteilen, der ehemaligen Kirche und 
einem Turmgebäude. Beide Bauteile 
sind auf verschiedenen Ebenen mitein­
ander verbunden, eine brandabschnitt­
liehe Trennung existiert nicht. (Zeich­
nung 1 Seite 8) 

Die tragenden Bauteile bestehen aus 
Mauerwerk bzw. Stahlbeton. Die Wand­
dicke beträgt stellenweise bis 1,60 m. 
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